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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Im Berichtsjahr kam es zu fünf Mutationen im Parlament. Für den in den Bundesrat
gewählten Ständerat Alain Berset (sp, FR) wurde Christian Levrat (sp, FR) gewählt (siehe
hier). Dessen Nationalratssitz erbte Ursula Schneider Schüttel (sp, FR). Zwei Räte
verstarben 2012 im Amt: Otto Ineichen (fdp, LU) und Peter Malama (fdp, BS). Ihre Sitze
übernahmen Peter Schilliger (fdp, LU) und Daniel Stolz (fdp, BS). Schliesslich musste
Bruno Zuppiger (svp, ZH) aufgrund einer Erbschaftsaffäre zurücktreten. Für ihn rutschte
Gregor Rutz (svp, ZH) nach. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 10.10.2012
MARC BÜHLMANN

In der Herbstsession 2020 beendete der Nationalrat die Diskussionen um die
Überbrückungshilfe für Parlamentarierinnen und Parlamentarier, indem er mit 106 zu
81 Stimmen (2 Enthaltungen) beschloss, nicht auf das Geschäft einzutreten. Damit folgte
die grosse Kammer ihrer SPK-NR, die zuvor mit 13 zu 11 Stimmen Nicht-Eintreten
empfohlen hatte. Ursprünglich hatte die Kommission entsprechend der ursprünglichen
Forderung einer parlamentarischen Initiative Rickli (svp, ZH) vorgesehen, diese
finanzielle Hilfe für ehemalige Parlamentsmitglieder gänzlich abzuschaffen. Nachdem
der Nationalrat die Vorlage abgeschwächt hatte – neu sollten nur noch abgewählte,
nicht aber freiwillig zurücktretende Parlamentsmitglieder von einer finanziellen
Überbrückung profitieren –, war der Ständerat in der Sommersession 2020 gar nicht
erst auf die Vorlage eingetreten. 
Es sei eine lange Geschichte, die sich im Kreis drehe, fasste Kommissionssprecher
Matthias Jauslin (fdp, AG) zusammen. Eine Minderheit kritisiere dabei – «vielleicht auch
zurecht» –, wie der Ständerat mit der Vorlage umgehe: «Wenn dem Ständerat etwas
nicht passt, wird es vom Tisch gewischt». Allerdings sei damit zu rechnen, dass die
kleine Kammer auch ein zweites Mal nicht eintreten werde, selbst wenn sich der
Nationalrat nun mit der Vorlage beschäftigen würde, mahnte Jauslin. Es gelte deshalb,
der Sache ein Ende zu bereiten. Für besagte Minderheit wiederholte Gregor Rutz (svp,
ZH) noch einmal die bereits bekannten Argumente: Ratsmitglieder, die neben der
Arbeitslosenversicherung als Milizparlamentarierinnen und -parlamentarier nach einem
geplanten Rücktritt auch noch Einkommen erzielten, sollten nicht in den Genuss
staatlich finanzierter Überbrückungshilfe kommen. Der Ständerat brauche ab und zu
ein paar Monate mehr; auch er werde aber die Wichtigkeit der Angelegenheit noch
erkennen. Die rhetorische Frage von Ada Marra (sp, VD), ob es niemand seltsam finde,
dass die Kommissionsminderheit von einem Fraktionsmitglied jener Partei angeführt
werde, die nichts dagegen einzuwenden habe, dass Christoph Blocher, AHV-Bezüger
und reich, ebenfalls eine Art von Überbrückungshilfe beanspruche, blieb
unbeantwortet – die Vaudoise spielte auf die Forderung des alt-Bundesrats an, sein
Ruhegehalt nachträglich beziehen zu können. In der Folge warb Marianne Streiff-Feller
(evp, BE) im Namen der Mitte-Fraktion für die 2019 gefundene Kompromisslösung und
entsprechend für Eintreten und Kurt Fluri (fdp, SO) gab bekannt, dass die FDP-Fraktion
auch aus finanziellen Überlegungen für Nicht-Eintreten stimmen werde: Auch mit der
abgeschwächten Lösung würden nur unwesentliche Einsparungen der pro Jahr im
Schnitt rund CHF 100'000 betragenden Überbrückungshilfen gemacht. Entsprechend
stammten die Stimmen, die das Geschäft – erfolglos – gerne noch einmal an die kleine
Kammer geschickt hätten, aus der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion, aus der
Mitte-Fraktion (28 befürwortende, 1 Gegenstimme) und aus der FDP-Fraktion (4
abweichende, befürwortende Stimmen). 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2020
MARC BÜHLMANN

Gerade einmal 20 Tage vergingen zwischen der Einreichung der parlamentarischen
Initiative der SPK-NR für die Ermöglichung der Teilnahme an Abstimmungen in
Abwesenheit – wenigstens für Nationalratsmitglieder – und der Annahme ihrer
Umsetzung in beiden Räten. Die SPK-SR hatte beim neuerlichen Vorstoss der
Schwesterkommission (nach der gescheiterten Pa.Iv. 20.475) – wohl auch aufgrund der
wieder ansteigenden Covid-19-Fallzahlen – ein Einsehen und gab dem Ansinnen Ende
November mit 8 zu 4 Stimmen Folge. 
Nur einen Tag später – am zweiten Tag der Wintersession 2020 – unterbreitete die SPK-
NR dann ihrem Rat eine dringliche bis Ende der Herbstsession 2021 befristete Revision

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.2020
MARC BÜHLMANN
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des Parlamentsgesetzes. Ziel sei es, die Vorlage rasch durch die Räte zu bringen und ein
Differenzbereinigungsverfahren zu verhindern, damit die Möglichkeit einer Teilnahme
bei Abstimmungen für von Covid-19 betroffene Nationalratsmitglieder von ausserhalb
des Nationalratssaals zumindest für die dritte Sessionswoche gegeben sei. Die Mehrheit
der Kommission begründete das Ansinnen damit, dass es zu einer Verzerrung der
Abstimmungen kommen könnte, wenn zu viele Ratsmitglieder aufgrund von
vorgeschriebener Isolation oder Quarantäne in Folge einer Covid-19-Erkrankung
abwesend wären und dies etwas eine Fraktion stärker als eine andere betreffen würde.
Ein erneuter Abbruch der Session müsse verhindert werden. 
Das Gesetz gelte nur für den Nationalrat, weil dort Proportionalität wichtiger sei als im
Ständerat, führte Kommissionssprecherin Marianne Binder-Keller (cvp, AG) in der
Nationalratsdebatte aus. Sie betonte, dass lediglich von Covid-19 betroffene
Nationalratsmitglieder das Recht erhalten sollen, ihre Stimme in Abwesenheit abgeben
zu können. Dies gelte zudem lediglich für Abstimmungen, nicht aber für Voten im Rat,
das Einreichen von Vorstössen oder die Teilnahme bei Wahlen. Gäbe es technische
Schwierigkeiten, würden deshalb keine Abstimmungen wiederholt. Eine
Kommissionsminderheit beantragte Nicht-Eintreten. Ihr Sprecher Gregor Rutz (svp, ZH)
fragte sich, ob man auf dem Weg zum «Pyjama-Parlament» sei. Man müsse in der
jetzigen Situation «ruhig Blut bewahren» und dürfe diese «unausgegorene,
widersprüchliche und verfassungswidrige» Vorlage nicht «überschnell» einführen.
Parlamentarische Arbeit sei nicht einfach Abstimmen, sondern beinhalte
Willensbildung, die nur vor Ort geschehen könne. Man könnte ansonsten ja auch
einfach Fragebogen an die Parlamentsmitglieder verschicken, was eine Menge an
Kommissionsarbeit sparen würde. Zudem werde der Grundsatz des
Zweikammersystems verletzt, wenn das Gesetz nur für die grosse Kammer gelte. Wenn
nur an Covid-19 Erkrankte vom Recht Gebrauch machen dürften, sei darüber hinaus die
Gleichbehandlung verletzt. Er sehe nicht ein, weshalb jemand mit einer «normalen
Grippe» oder einem «Beinbruch» nicht auch von zu Hause aus abstimmen dürfe. Wenn
es wirklich so weit kommen würde, dass eine erhebliche Anzahl an Nationalrätinnen und
Nationalräten nicht mehr an der Session teilnehmen könnte – «was wir nicht glauben»
–, dann müsste man die Session, wie von Verfassung und Gesetz vorgesehen,
abbrechen. «Die Schweiz würde nicht untergehen, wenn wir mal eine Woche nicht
tagen würden». Auf diese «Bastelarbeit» dürfe aber nicht eingetreten werden, so Rutz.

Nachdem alle anderen Fraktionen für Eintreten plädiert hatten  – es herrschte Konsens,
dass das Parlament seine Verantwortung auch in einer Krisensituation wahrnehmen
können müsse, auch wenn es sich bei der Vorlage nicht um eine perfekte Lösung handle
–, wurde mit 125 zu 61 Stimmen (3 Enthaltungen) Eintreten beschlossen. Zur
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion gesellten sich acht Mitglieder der FDP- und zwei
Mitglieder der Mitte-Fraktion, die ebenfalls gegen Eintreten stimmten. Ohne weitere
Diskussion nahm dann eine Mehrheit von 123 gegen 62 Stimmen (5 Enthaltungen) den
Entwurf an, der damit an den Ständerat ging. 

Dort sprach Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) zwei Tage später von einem
«historischen» Projekt, da zum ersten Mal seit 1848 die Grundlage für Abstimmungen
ohne Anwesenheit im Parlamentsgebäude geschaffen werde. Die Vorlage sehe
allerdings einzig vor, den Abstimmungsknopf zuhause am Computer über einen
gesicherten Link statt vor Ort zu drücken. Eine Kommissionsminderheit brachte
zahlreiche staatspolitische und institutionelle Bedenken vor, wie sie zuvor bereits im
Nationalrat zu vernehmen gewesen waren. Lisa Mazzone (gp, GE) argumentierte
hingegen mit «respect institutionnel». Sie sei ebenfalls unzufrieden mit der Vorlage,
wolle aber dem Nationalrat nicht im Wege stehen und die Vorlage in Anbetracht ihrer
Befristung gutheissen. Man könne sich ja auch der Stimme enthalten und den
Nationalrat machen lassen, ergänzte Philippe Bauer (fdp, NE). In der Folge entbrannte in
der kleinen Kammer eine lebhafte und recht ausführliche Diskussion darüber, ob man
dem Schwesterrat eine Sonderregelung zugestehen solle, wie sich Daniel Jositsch (sp,
ZH) ausdrückte, oder ob mit einer solchen Regelung leichtfertig oder gar fast fahrlässig
Gesetze beschlossen werden könnten, wie dies Hannes Germann (svp, SH) befürchtete.
Schliesslich schien die Meinung zu überwiegen, dass der Nationalrat das Recht haben
soll, die Möglichkeit für Abstimmen in Abwesenheit in dieser aussergewöhnlichen
Situation für sich selbst zu schaffen. Mit 27 zu 13 Stimmen bei 4 Enthaltungen hiess
entsprechend auch der Ständerat die Vorlage gut. 

Damit konnten in einem nächsten Schritt beide Kammern über die Dringlichkeitsklausel
abstimmen. Im Nationalrat wurde diese mit 130 zu 35 Stimmen (4 Enthaltungen) und im
Ständerat mit 29 zu 11 Stimmen (3 Enthaltungen) angenommen. Damit stand den
Schlussabstimmungen, die Mitte der Wintersession durchgeführt wurden, nichts mehr
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im Wege. Mit 125 zu 65 Stimmen (4 Enthaltungen) nahm die grosse Kammer die
Teilnahme in Abwesenheit für an Covid-19 erkrankte Nationalratsmitglieder an. Die
kleine Kammer hiess die Vorlage mit 25 zu 7 Stimmen (3 Enthaltungen) gut. 3

Die Covid-19-Pandemie bzw. der Abbruch der Frühlingssession 2020 habe vor Augen
geführt, dass das Parlament in Krisensituationen nicht zuverlässig funktioniere. Mit
dieser Begründung wurden zahlreiche Vorstössen eingereicht, mit denen eine höhere
Krisenresistenz des Parlaments zu erreichen versucht wurde. Darunter fand sich eine
parlamentarische Initiative von Thomas Brunner (glp, SG), der situationsgerechte
Flexibilisierungsmöglichkeiten für den Parlamentsbetrieb bei aussergewöhnlichen
Umständen forderte. Konkret soll die Arbeitsorganisation so angepasst werden, dass
«das Klumpenrisiko» der «gleichzeitigen Versammlung aller Volksmandatierten am
selben Ort» verringert werden kann. Brunner nannte «Stimmabgaben aus Home-
Offices» oder «regionale Parlamentsteile», die örtlich getrennt tagen, als mögliche
Beispiele. 
Die SPK-NR sah die Notwendigkeit für entsprechende Überlegungen und gab der
parlamentarischen Initiative Brunner, wie auch einer ähnlichen Idee von Lukas Reimann
(svp, SG; Pa.Iv. 20.479), einstimmig Folge. Mit 14 zu 11 Stimmen empfahl die SPK-NR
darüber hinaus, auch einer parlamentarischen Initiative von Katja Christ (glp, BS; Pa.Iv.
20.425) Folge zu geben, die ganz konkret Gesetzesgrundlagen für einen digitalen
Parlamentsbetrieb forderte. Zur Ablehnung empfahl die Kommission hingegen die
Forderung, dass eine digitale Teilnahme an Sitzungen geringer entschädigt werden soll
als eine Teilnahme vor Ort, wie dies von einer parlamentarischen Initiative von Gregor
Rutz (svp, ZH; Pa.Iv. 20.431) gefordert wird. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.05.2021
MARC BÜHLMANN

«Wir haben ein Problem», begann Gregor Rutz (svp, ZH) sein Votum für seine
parlamentarische Initiative, mit der er das Parlamentsgesetz um ein Verbot der
Einreichung von parlamentarischen Initiativen und Vorstössen während
Sondersessionen erweitern wollte. Das Parlament habe mit einer «Vorstossflut» zu
kämpfen; seit den 1990er Jahren habe sich die Zahl der Vorstösse nahezu verdreifacht.
Dies sei nicht nur ein Zeit-, sondern auch ein Kostenproblem. In der Begründung seiner
Forderung hatte Rutz vorgerechnet, dass bei durchschnittlichen Kosten eines
Vorstosses von CHF 6'120 – ein mittlerer Wert, der 2007 von den Parlamentsdiensten
als Antwort auf eine Interpellation Spuhler (svp, TG: Ip. 07.3176) errechnet worden war –
die Vorstösse im Jahr 2021 gegen CHF 12 Mio. gekostet hätten, Folgekosten nicht
eingerechnet. 1991 sei die Möglichkeit der Sondersession eingeführt worden, damit
Pendenzen abgebaut werden könnten, so Rutz weiter. Allerdings seien in allen
Sondersessionen seit 2016 total 214 Geschäfte erledigt und 953 neue Vorstösse
eingereicht worden, was «nicht im Ernst ein Abbau der Pendenzenlast» bedeute. Aus
diesem Grund schlage er mit seiner parlamentarischen Initiative vor, dass in
Sondersessionen keine neuen Anliegen eingereicht werden dürfen.
Das etwas zu lange Votum, das von Nationalratspräsident Candinas (mitte, GR) mit dem
Heiterkeit auslösenden Hinweis unterbrochen wurde, dass es auch helfe, die
Geschäftslast abzubauen, wenn die Redezeiten eingehalten werden, wurde von Gregor
Rutz deshalb gehalten, weil die SPK-NR der parlamentarischen Initiative knapp mit 13 zu
12 Stimmen keine Folge hatte geben wollen. Der Minderheitensprecher Damien Cottier
(fdp, NE) machte noch auf ein weiteres Problem der Behandlung von Vorstössen an
Sondersessionen aufmerksam: Damit möglichst viele Geschäfte erledigt werden
könnten, würden die Sitzungen an den drei Tagen einer Sondersession immer länger
dauern. Wenn sich nichts ändere, sei es wohl bald nötig, bis um Mitternacht zu tagen
oder die Sondersession um ein oder zwei Tage zu verlängern. Der Vorschlag von Gregor
Rutz sei vernünftig und könne dazu beitragen, wenigstens einen Teil des Problems
anzugehen. 
Für die Kommissionsmehrheit sprachen Ada Marra (sp, VD) und Marianne Binder-Keller
(mitte, AG). Das Parlament dürfe sich nicht selber beschränken, argumentierten sie.
Wahrscheinlich würde das Verbot dazu führen, dass Vorstösse einfach in der nächsten
Session eingereicht würden, was wiederum die Parlamentsmitglieder einschränke, weil
sie nicht mehr zeitnah auf aktuelle Ereignisse reagieren könnten. Die wegen Covid-19
unterbrochene Frühjahrssession 2020 bzw. die nachfolgende Session, bei der die Zahl
eingereichter Vorstösse explodiert sei, weise darauf hin, dass mit zeitlich verschobenen
Einreichungen gerechnet werden müsse. Statt Regeln einzuführen müsse vielmehr an
die Eigenverantwortung appelliert werden. In der Kommission seien aber auch andere
Möglichkeiten diskutiert worden, da die zunehmende Pendenzenlast in der Tat ein
Problem darstelle, berichtete Ada Marra: So könnten etwa die bevorzugte Behandlung

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.03.2023
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



von Vorstössen, die zahlreiche Mitunterzeichnende aufweisen, oder die Möglichkeit für
Koautorenschaften von parlamentarischen Initiativen solche Lösungen darstellen.
Marianne Binder-Keller zitierte eine Studie aus dem Jahr 2018/2019, die zeige, dass das
Schweizer Parlament hinsichtlich institutioneller Möglichkeiten zwar im
«internationalen Mittelfeld» liege, bezüglich Ressourcenausstattung aber an drittletzter
Stelle. Die Forderung, parlamentarische Rechte zu beschneiden, um Kosten zu sparen,
sei in Anbetracht dieser schlechten Ressourcenausstattung nicht haltbar. 
Bei der Abstimmung fand die knappe Kommissionsminderheit dann eine doch recht
deutliche Ratsmehrheit: Mit 115 zu 78 Stimmen (3 Enthaltungen) gab die grosse Kammer
der Initiative Folge. Die geschlossen stimmenden Fraktionen der GLP, der SVP und der
FDP sowie eine knappe Mehrheit der Mitte-EVP-Fraktion sprachen sich für eine
Weiterverfolgung des Verbots von Vorstössen an Sondersessionen zur Eindämmung der
«Vorstossflut» aus. 5

Vor einer Debatte müsse ein Vorstoss über ein «Preisschild» verfügen, mit dem die
Verwaltungskosten für die Bearbeitung dieses Vorstosses oder für die Erarbeitung einer
Studie dazu abgeschätzt werden könnten, forderte Diana Gutjahr (svp, TG) mit einer
parlamentarischen Initiative. In KMU sei es selbstverständlich, dass für eine Offerte
Kosten abgeschätzt würden. Solche minimalen Standards müssten auch in der
Verwaltung funktionieren und die Folgekosten von parlamentarischen Vorstössen
ausgewiesen werden. Die Initiantin warb deshalb in der Frühjahrssession 2023 im
Nationalrat für ihr Anliegen, weil es die SPK-NR rund zwei Monate zuvor mit 14 zu 10
Stimmen (1 Enthaltung) zur Ablehnung empfohlen hatte. Für die starke
Kommissionsminderheit ergriff in der Folge Gregor Rutz (svp, ZH) das Wort. Zu fragen,
was ein Projekt koste, sei «das Normalste der Welt». Plane man ein Projekt am eigenen
Haus, frage man sich zuerst, ob man genügend Geld dafür habe. Nur weil es sich beim
Staat um Steuergeld handle, dürfe das für Vorstösse nicht anders sein. Die möglichen
Kosten eines Vorstosses seien sogar zentrale Basis dafür, ob er angenommen werden
solle oder nicht. Die Mehrheitsposition der Kommission wurde von Greta Gysin (gp, TI)
und Marianne Binder-Keller (mitte, AG) vertreten. Als Grund für die Nein-Empfehlung
wurde der unverhältnismässige administrative Aufwand und die potenzielle
Einschränkung der Rechte der Parlamentsmitglieder genannt. Es sei nicht nur schwierig
und zeitaufwändig, sondern eben letztlich auch teuer, die Folgekosten einzuschätzen.
Ziel der parlamentarischen Initiative sei es zudem wohl letztlich, die Zahl der Vorstösse
zu verringern. Die Kommissionsmehrheit wolle aber keine Einschränkungen – Vorstösse
seien das wichtigste Instrument der Legislative –, sondern appelliere an die
Eigenverantwortung der Parlamentarierinnen und Parlamentarier, weniger Ideen
einzubringen und so mit den Steuergeldern, die für die Beantwortung von Vorstössen
gebraucht werden, verantwortungsbewusster umzugehen – so die
Kommissionssprecherinnen. 
Die knappen Verhältnisse in der Kommission widerspiegelten sich in der Folge auch in
der Abstimmung im Nationalrat: Mit 99 zu 91 wurde der Initiative keine Folge gegeben.
Zünglein an der Waage war dabei die Mitte-EVP-Fraktion, bei der 11 Mitglieder für
Folgegeben und 17 Mitglieder gegen Folgegeben stimmten. Die restlichen Fraktionen
stimmten geschlossen dafür (SVP-, FDP-Fraktion) bzw. dagegen (SP-, GP-, GLP-
Fraktion), der Initiative Folge zu geben. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.03.2023
MARC BÜHLMANN

Die Idee der parlamentarischen Initiative von Gregor Rutz (svp, ZH), die Einreichung von
parlamentarischen Initiativen und Vorstössen während Sondersessionen zu verbieten,
sei in der SPK-SR auf viel Sympathie gestossen, eröffnete Andrea Caroni (fdp, AR) sein
Votum für ebendiese Kommission in der Herbstsession 2023. Auch wenn der
Nationalrat der Initiative mit 115 zu 78 Stimmen Folge gegeben habe, empfehle die
ständerätliche Kommission mit 9 zu 2 Stimmen eine Ablehnung, was primär formale
Gründe habe. Es sei zwar in der Tat stossend, dass in Sondersessionen, die ja eigentlich
zum Abbau der Geschäftslast eingeführt worden seien, «bisweilen mehr neue
Geschäfte hängig gemacht» als abgebaut würden. Allgemein betreffe die
parlamentarische Initiative aber vor allem ein Problem des Nationalrats, was sich auch
daran zeige, dass die letzte Sondersession des Ständerats 2009 stattgefunden habe.
Statt eine Gesetzesänderung anzustreben, solle der Nationalrat deshalb eine
untergeordnete Bestimmung in sein Geschäftsreglement einführen. Die Kommission
habe mit dem Initianten gesprochen, der sich mit dieser Idee einverstanden erklärt
habe. Weil aufgrund dieser Argumentation auch der Antrag von Esther Friedli (svp, SG),
der Initiative Folge zu geben, zurückgezogen wurde, folgte der Ständerat dem Antrag
seiner Kommission stillschweigend und gab der Initiative Rutz keine Folge. Es ist also

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2023
MARC BÜHLMANN
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davon auszugehen, dass im Nationalrat eine Geschäftsreglementsänderung angestossen
werden wird. 7

Parlamentsorganisation

Mit 16 zu 7 Stimmen beantragte die SPK-NR, der parlamentarischen Initiative von Gregor
Rutz (svp, ZH) keine Folge zu geben, die eine Halbierung des Taggeldes im Falle von
Videokonferenzen verlangte. Weil man sich nicht verschieben müsse, sei die Reduktion
der Entschädigung auf CHF 220 gerechtfertigt, befand der Initiant in der Begründung
seines Vorstosses. Die Kommission argumentierte, dass eine Online-Sitzung den
gleichen Zeitaufwand mit sich bringe, wie eine Sitzung vor Ort. Übernachtungs-,
Mahlzeiten- und Reiseentschädigung würden bei Online-Sitzungen freilich nicht
entschädigt. Die Kommissionsminderheit, die aus SVP-Fraktionsmitgliedern bestand,
argumentierte im Rat erfolglos, dass die zeitliche Ersparnis bei Besprechungen aus dem
eigenen Büro eine tiefer angesetzte Sitzungsentschädigung rechtfertige: 53
befürwortende SVP-Stimmen standen 131 ablehnenden Voten entgegen, die den
Vorstoss versenkten. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.08.2020
MARC BÜHLMANN
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